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Die Novelle wurde am 
14. Oktober 2020 im
Plenum des National-

rates beschlossen und trat in 
den wesentlichen Punkten 
mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung, hinsichtlich 
der Änderungen des BFA 
Verfassungsgesetzes (BFA-
VG) jedoch mit 1. Jänner 
2021, in Kraft. Die Novelle 
dient im Wesentlichen der 
Umsetzung des Brexit-Aus-
trittsabkommens, der EU-
Freizügigkeitsrichtlinie, ei-
nes Erkenntnisses des Ver-
fassungsgerichtshofes (Vf-
GH) zum Asylrecht und ei-
nes Teils des Regierungs-
programms 2020-2024.  

Die Änderungen des Nie-
derlassungs- und Aufent-
haltsgesetzes (NAG, BGBl. 
I Nr. 100/2005) beinhalten 
unter anderem Erleichterun-
gen für die Niederlassung 
von drittstaatszugehörigen 
Angehörigen von EWR Bür-
gern und die Erteilung der 
„Rot-Weiß-Rot-Karte“ an 
Drittstaatsangehörige sowie 

Begleitregelungen, die durch 
den Austritt des Vereinigten 
Königreiches von Großbri-
tannien und Nordirland aus 
der Europäischen Union auf 
Grund des „Brexit-Austritts-
abkommens“ erforderlich 
sind. 

Erleichterter Familien-
nachzug. Künftig ist dem 
Angehörigen eines EU- oder 
EWR-Bürgers bei Vorliegen 
der Voraussetzungen ein 
Aufenthaltstitel „Niederlas-
sungsbewilligung“ statt – 
wie bisher – ein Aufenthalts -
titel „Niederlassungsbewilli-
gung – Angehöriger“ zu er-
teilen. Dies hat zur Folge, 
dass dem Angehörigen be-
reits von Beginn seiner Nie-
derlassung im Bundesgebiet 
die Aufnahme einer selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit 
offensteht und er nach einem 
Jahr quotenfrei auf eine 
„Rot-Weiß-Rot-Karte plus“ 
umsteigen kann. Außerdem 
ist der Nachweis eines 
Rechtsanspruchs auf eine 
ortsübliche Unterkunft für 

die Erteilung der „Niederlas-
sungsbewilligung“ künftig 
nicht mehr erforderlich und 
die Frist für die Entschei-
dung der Behörde über den 
Antrag auf Erteilung der 
„Niederlassungsbewilli-
gung“ wird von sechs Mo-
naten auf 90 Tage herabge-
setzt. Diese Änderungen die-
nen der weiteren Umsetzung 
der EU-Freizügigkeitsricht-
linie, die Erleichterungen 
des Nachzugs bestimmter 
Angehöriger eines Unions-
bürgers in den Aufenthalts-
staat dieses Unionsbürgers 
vorsieht. 

Um die Zuwanderung 
qualifizierter Fachkräfte aus 
Drittstaaten attraktiver zu 
gestalten, wurde vorgesehen, 
dass der Nachweis des 
Rechtsanspruchs auf eine 
ortsübliche Unterkunft künf-
tig keine Voraussetzung für 
die Erteilung des Aufent-
haltstitels „Rot-Weiß-Rot-
Karte“ an diese Personen-
gruppe mehr ist. Die übrigen 
Erteilungsvoraussetzungen, 
wie etwa ein alle Risiken ab-

deckender Krankenversiche-
rungsschutz, bleiben un-
berührt. 

Brexit. Die Bestimmun-
gen zur innerstaatlichen 
Durchführung des Brexit-
Austrittsabkommens – das 
zwar grundsätzlich unmittel-
bar anwendbar ist, in einigen 
Punkten jedoch den Mit-
gliedstaaten Gestaltungs-
spielräume eröffnet und in-
soweit Durchführungsrege-
lungen bedingt – betreffen 
folgende Punkte: Einerseits 
wurde die mit dem Frem-
denrechtsänderungsgesetz 
2018, BGBl. I Nr. 56/2018, 
geschaffene Verordnungser-
mächtigung (§ 57a NAG) 
erweitert. Bisher hatte diese 
den Bundesminister für In-
neres nur ermächtigt, Be-
gleitregelungen zum legalen 
Aufenthalt von britischen 
Staatsangehörigen und ihren 
unter das Brexit-Austrittsab-
kommen fallenden Famili-
enangehörigen festzulegen. 
Künftig ist der Bundesmini-
ster für Inneres ermächtigt, 

Neuerungen, Erleichterungen 
Eine Novelle des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes, des Asylgesetzes 2005 und des BFA-

Verfahrens gesetzes enthält Änderungen bei legaler Migration, Familienverfahren und Rückkehrberatung. 

Breites Angebot
Am 1. Dezember 2020 

hat die neue Bundesbetreu-
ungsagentur (BBU) für 
Asyl werberinnen und Asyl-
werber ihre operative Arbeit 
aufgenommen – vorerst mit 
der Übernahme der Grund-
versorgung und Betreuung 
von Asylwerberinnen und -
werbern, seit 1. Jänner 2021 
zusätzlich durch Aufnahme 
von unabhängiger Rechtsbe-
ratung und Rechtsvertre-
tung, der Rückkehrberatung 
und -hilfe, Menschenrechts-
beobachtung sowie von 
Übersetzungs- und Dol-

metsch leistungen. Mit Jän-
ner 2021 wurden die Tätig-
keiten sechs verschiedener 
Organisationen – des BMI 
(Administration der Bundes-
Grundversorgung), der ORS 
Service GmbH (Sozialbe-
treuung, Küchenpersonal, 
Psychologisches Personal, 
Pflegepersonal, Facility Ma-
nagement) und der NGOs 
Caritas, Diakonie, Volkshil-
fe sowie des Vereins „Men-
schenrechte Österreich“ – 
unter dem Dach der BBU 
zusammengeführt.  

Die BBU wurde mit dem 
Bundesgesetz über die Er-

richtung der Bundesagentur 
für Betreuungs- und Unter-
stützungsleistungen Gesell-
schaft mit beschränkter Haf-
tung (BBU-Errichtungsge-
setz – BBU-G), das am 20. 
Juni 2019 in Kraft trat, ge-
schaffen. Die BBU ist eine 
ausgegliederte Gesellschaft, 
die ausschließlich gem-
einnützige Zwecke verfolgt 
und zu 100 Prozent im Ei-
gentum der Republik Öster-
reich steht. Ihr Aufbau star-
tete Anfang 2020.  

Mag. Andreas Achrainer 
nahm am 1. Jänner 2020 die 
Tätigkeit als Geschäftsführer 
der BBU GmbH auf und be-

gann die erforderlichen 
Strukturen der Gesellschaft 
zu errichten.   

Innenminister Karl 
Nehammer betont, dass 
durch die BBU „Synergien 
gebündelt“ würden und 
„mehr Effizienz geschaffen“ 
werde. Empfänger der Lei-
stungen der BBU sind einer-
seits der Bundesminister für 
Inneres, andererseits – so-
weit es die Rechtsberatung 
und die Zurverfügungstel-
lung von Dolmetsch- und 
Übersetzungsleistungen vor 
dem Bundesverwaltungsge-
richt betrifft – die Bundes-
ministerin für Justiz.    G. W. 
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auch Bestimmungen zur 
Bendigung des Aufenthalts 
dieser Personengruppe, also 
zur Erlassung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen mit 
Verordnung, festzulegen. 
Damit im Zusammenhang 
stehend wird für diese Per-
sonengruppe ein neuer Auf-
enthaltstitel mit der Be-
zeichnung „Artikel 50 
EUV“ vorgesehen, dessen 
Erteilungsvoraussetzungen 
wiederum in der Verord-
nung des Bundesministers 
für Inneres zu konkretisie-
ren sind.  

Andererseits ist es Perso-
nen, die als Familienan-
gehörige eines nach dem 
 Brexit-Austrittsabkommen 
berechtigten britischen 
Staatsangehörigen einen 
Aufenthaltstitel „Artikel 50 
EUV“ innehaben, künftig 
möglich, ihrerseits als „An-
kerpersonen“ für weitere (ei-
gene) Angehörige, die als 
solche nicht unter das Brexit 
Austrittsabkommen fallen, 
zu fungieren. Solchen An-
gehörigen ist künftig ein 
Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-
Rot-Karte plus“ zu erteilen, 
wenn ein Quotenplatz vor-
handen ist und sie die allge-
meinen Erteilungsvorausset-
zungen erfüllen. 

Asyl- und Fremdenrecht. 
Die Änderungen im Asylge-
setz (AsylG 2005, BGBl. I 
Nr. 100/2005) und im BFA 
VG (BGBl. I Nr. 87/2012) 
erweitern die Definition des 
Angehörigen im Familien-
verfahren, erhöhen die Effi-
zienz der Rückkehrberatung 
und erklären das Vereinigte 
Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland auch 
nach dem Austritt aus der 
EU von Gesetzes wegen 
zum sicheren Herkunfts-
staat. 

In Umsetzung des Er-
kenntnisses des Verfas-
sungsgerichtshofs (VfGH) 
vom 26. Juni 2020 (G 
298/2019 u.a.) wird im 
Asyl G 2005 die Definition 
des Familienangehörigen – 
und infolgedessen der An-
wendungsbereich des Fami-
lienverfahrens – erweitert. 
Nach bislang geltender 
Rechtslage fiel zwar ein ge-
setzlicher Vertreter, der 
nicht Elternteil war, im Ver-
hältnis zu dem vertretenen 
minderjährigen und ledigen 
Kind unter den Begriff des 
Familienangehörigen, nicht 
aber umgekehrt das Kind im 
Verhältnis zum gesetzlichen 
Vertreter. Deshalb kann im 
Familienverfahren zwar das 

Kind den ihm zuerkannten 
Status des Asyl- oder subsi-
diär Schutzberechtigten auf 
den gesetzlichen Vertreter 
„übertragen“, ohne dass die-
ser weitere Voraussetzun-
gen, insbesondere die 
Glaubhaftmachung einer in-
dividuellen Verfolgung im 
Sinne der Genfer Flücht-
lingskonvention, in seiner 
Person zu erfüllen braucht; 
umgekehrt ist es dem ge-
setzlichen Vertreter aber 
nicht möglich, den ihm zu-
erkannten Status des Asyl- 
oder subsidiär Schutzbe-
rechtigten auf das Kind zu 
übertragen.  

Der VfGH sah darin eine 
gegen das Bundesverfas-
sungsgesetz zur Durch-
führung des Internationalen 
Übereinkommens über die 
Beseitigung aller Formen 
rassischer Diskriminierung, 
BGBl. Nr. 390/1973, ver-
stoßende Ungleichbehand-
lung. Daher soll die Defini-
tion des Familienangehöri-
gen dahingehend angepasst 
werden, dass sie auch das 
minderjährige ledige Kind 
im Verhältnis zum gesetzli-
chen Vertreter, der nicht El-
ternteil ist, umfasst. Künftig 
wird es im Familienverfah-
ren im Verhältnis zwischen 

Kind und gesetzlichem Ver-
treter also „in beide Rich-
tungen“ möglich sein, den 
Status des Asyl- oder subsi-
diär Schutzberechtigten ab-
geleitet zu erlangen. 

 
Effizientere Rückkehrbe-

ratung. In Umsetzung des 
im Regierungsprogramm 
2020-2024 festgelegten 
Ziels einer „Stärkung der 
freiwilligen Rückkehr und 
Reintegration“ sieht die No-
velle schließlich Anpassun-
gen im BFA-VG bezüglich 
der Rückkehrberatung vor. 
Wird gegen einen Asylwer-
ber oder einen sonstigen 
rechtmäßig aufhältigen 
Fremden eine Rückkehrent-
scheidung erlassen, so soll 
künftig die Pflicht zur Inan-
spruchnahme eines Rück-
kehrberatungsgesprächs 
grundsätzlich erst mit 
Rechtskraft der Rückkehr -
entscheidung, also zu einem 
Zeitpunkt eintreten, an dem 
die Durchsetzung der Aus-
reisepflicht (Abschiebung) 
bereits absehbar ist. Zudem 
soll ein dem Fremden aus-
zufolgendes Informations-
blatt eine möglichst breite 
Inanspruchnahme der Rück-
kehrberatung gewährleisten. 

Bernhard Krumphuber
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Asyl- und Fremdenrecht: Die Definition des Familienangehörigen und der Anwendungsbereich des Familienverfahrens wird erweitert.


